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Unglück
27-jähriger stirbt 
bei Schluchseelauf 
Freiburg. Tragisches Ende beim 
Schluchseelauf: Ein 27-Jähriger 
Sportler starb am Sonntag kurz 
nach dem Zieleinlauf. Alle Reani-
mationsversuche hätten nichts 
gebracht, teilte die Polizei mit. 
Die Kriminalpolizei Freiburg 
habe die Ermittlungen zur Klä-
rung der Todesursache übernom-
men. Der 1984 ins Leben gerufe-
ne jährliche Lauf um den Schluch-
see im Landkreis Breisgau-Hoch-
schwarzwald ist einer der 
traditionsreichsten Sportwett-
kämpfe Deutschlands.  dpa

Abschleppdienst
Falschparker 
rastet aus
Karlsruhe. Aus Wut über die Kos-
ten eines Abschleppdienstes hat
ein 44-Jähriger in Karlsruhe fast 
eine Mitarbeiterin des Ordnungs-
dienstes sowie den Fahrer des Ab-
schleppwagens überfahren. Die 
Frau landete auf der Motorhaube 
und blieb unverletzt, der 21-jähri-
ge Fahrer wurde an der Hand ver-
letzt. Der 44-Jährige hatte in ei-
ner Brandschutzzone geparkt und
kam zurück, als sein Auto aufge-
laden werden sollte. Die Kosten
wollte er nicht zahlen. Er wurde
am Samstag festgenommen.  dpa

Land am Rand

Der Hohrainhof liegt so, wie fin-
dige Werbetexter ein elegantes 
Relax-Resort im Countrystyle 
nicht besser platzieren könnten: 
auf einer leichten Anhöhe mit 
Panoramablick auf Reben und 
Rüben, Wald und Wild. Erho-
lung wäre hier auch bei einem 
kurzen Aufenthalt garantiert. 
Doch der Hof ist kein Hotel, 
wenngleich dort gerade 13 „Gäs-
te“ die 30 Betten belegen.

Die Staatsdomäne bei Tal-
heim ist seit 1938 eine Außen-
stelle der Vollzugsanstalt Heil-
bronn. Die Häftlinge „sitzen“ 
nicht nur bei Ackerbau und 
Viehzucht ihre Strafe ab. Sie ar-
beiten auch im Weingut, das 
jährlich um die 60 000 Flaschen 
abfüllt. Gestern ließ sich Justiz-
minister Guido Wolf (CDU) bei 
seiner Erkundungstour auf den 
Hof fahren. Er war spontan – 
also noch vor dem ersten 
Schluck in der als Probierraum 
genutzten Kapelle – sehr ange-
tan von diesem „Herzstück ei-
nes modernen Vollzugs“. Lob 
kennen die Bediensteten. „Bis-
her hat es jedem Minister gefal-
len“, verriet Stephan Oppenlän-
der, der den Weinbau auf zehn 
Hektar betreut.

Lange waren alle Minister 
auch stolz auf ein weltweites 
Alleinstellungsmerkmal. Es gab 
es kein anderes Gefängnis mit 
eigener Kellerei. Inzwischen hat 
sich das geändert. An der Küste 
der Toskana liegt die Insel Gor-
gona, auf dem Strafgefangene 
Trauben ernten. Zwar ist der 
Rebgarten nur ein Hektar groß, 
aber die Weißweine werden für 
65 Euro verhökert. Wer sich den 
teuersten Knastwein vom 
Hohrainhof zulegen möchte, ist 
mit der Rotwein-Cuvée aus dem 
Barriquefass für zwölf Euro bes-
tens bedient.  Hans Georg Frank

Herzstück mit
Panoramablick

W
as ist eine Ganztags-
schule? Geht es um 
ein pädagogisch 
ausgetüfteltes Ge-

samtkonzept, das aus der Lehr-In-
stitution Schule einen umfassen-
deren Lebensraum für junge Men-
schen macht, in dem sich, aufei-
nander abgestimmt und über den 
Tag verteilt, Phasen des Unter-
richtens, Übens, der Erholung 
und der Freizeit abwechseln?

Oder geht es vorrangig darum, 
an den normalen Halbtagsunter-
richt eine Schulspeisung und 
dann irgendeine Form von Nach-
mittagsbetreuung anzubinden, 
damit die Schüler auch dann ver-
sorgt und betreut sind, wenn voll 
berufstätige Eltern noch arbeiten?

Und braucht man das über-
haupt? Oder ist die klassische 
Halbtagsschule doch die beste 
Wahl, die in traditionellen Fami-
liensystemen Kindern und Eltern 
die Möglichkeit einräumt, frei 
und flexibel über ihre Beschäfti-
gungen am Nachmittag zu ent-
scheiden?

Solchen und ähnlichen Frage-
stellungen und vor allem sich da-
raus ergebenden Folgefragen, 
ging gestern der zweite Teil des 
„Ganztagsgipfel“ des baden-würt-
tembergischen Kultusministeri-
ums nach. Dem Kongress mit 
rund 500 Teilnehmern aus vielen 
Gruppen des Schulbereichs, der 

an eine Veranstaltung im Herbst 
anknüpfte, gelang es, Blicke auf 
Vorteile, Eigenheiten und Fallstri-
cke der Konzepte zu schärfen.

Vor allem aber stellte Kultus-
ministerin Susanne Eisenmann 

(CDU) klar, wie sie sich die Ent-
wicklung der Ganztagsschule 
vorstellt, einem Bereich des Bil-
dungswesens also, in dem es in 

ihren Worten derzeit „ein munte-
res Durcheinander“ gibt.

Künftig, so Eisenmann, sollen 
Schulen sich zwischen drei Mo-
dellen entscheiden: Erstens soll 
es „die rhythmisierte Ganztags-
schule mit einem ganztägigen, 
verbindlichen und schulischen 
Angebot“ geben – also das päda-
gogisch ausgetüftelte Gesamtkon-
zept, das den Nachmittag einbe-
zieht. Daneben soll es aber zwei-
tens auch Schulen mit flexiblem 
Nachmittags-Betreuungsangebot 
geben, das an verschiedenen 
Schulen ganz unterschiedlich 
aussehen kann. Hier würde das 
Land wieder Zuschüsse für die 
kommunale Nachmittagsbetreu-
ung zahlen. Die grün-rote Vorgän-
gerregierung hatte 2014 beschlos-
sen, das auslaufen zu lassen. Die 

drittens Option für Schulen ist die 
klassische Halbtagsschule ohne 
Nachmittagsangebot.

„Welches Modell gewählt wird, 
entscheidet der Schulstandort 
selbst, also die Schulgemein-
schaft, zusammen mit den Eltern 
und im Austausch mit den Kom-
munen“, sagt Eisenmann. Im Mit-
telpunkt müsse „die Orientierung 
an den Bedürfnissen der Eltern“ 
stehen, es gehe ihr nicht um „eine 
staatliche Zwangsbeglückung al-
ler Familien“.

Die drei Wahlmöglichkeiten 
sollen dabei unter bestimmten 
Voraussetzungen auch an einem 
Schulstandort nebeneinander be-
stehen können, jedoch sollen 
„Mischklassen, in denen Elemen-
te der Halb- und der Ganztags-
schule zugleich angeboten wer-
den“ vermieden werden. Jedoch 
könne es, besonders an sehr klei-
nen Schulen, etwa im ländlichen 
Raum, auch das geben.

Diese Leitlinien sollen nun zu 
einem Reformplan formuliert und 
dann ins parlamentarische Ver-
fahren eingespeist werden. Zur 
Umsetzung sind auch Änderun-
gen des Schulgesetzes nötig. Be-
tro�en wären alle Schularten au-
ßer Gemeinschaftsschulen, die 
immer Ganztagsschulen sind. 
Greifen solle all das dann „so zü-
gig wie möglich“, vielleicht schon 
zum Schuljahr 2018/19.

Eisenmann stellt Leitlinien 
für Ganztagsschulen vor
Bildung Halbtags, ganztags oder nur mit Nachmittagsbetreuung? Künftig soll jede Schule 

selbst über ihr Konzept entscheiden. Von Axel Habermehl

Nicht nur gutes Essen gehört zu einer guten Versorgung in einer Ganztagsschule. Experten diskutierten in Kornwestheim darüber, was noch 

für eine gelungene Betreuung erforderlich ist.  Foto: dpa

Im Südwesten weniger gefragt

In Baden-Württem-
berg sind Ganztags-
schulen deutlich weni-
ger gefragt als im Rest 
Deutschlands. Derzeit 
besteht laut Kultusmi-
nisterium bei 1830 von 
rund 4500 öffentlichen 
allgemein bildenden 
Schulen im Südwesten 
ein Ganztagsangebot. 

Das entspricht 40,6 
Prozent. Damit besuch-
ten 22,8 Prozent der 
Schüler im Schuljahr 
2015/16 eine Ganztags-
schule. Bundesweit da-
gegen lag die Quote bei 
fast 40 Prozent. Hinter 
der Ganztagsschule 
steht das Ziel, Schüler 
durch den längeren ge-

meinsamen Unterricht 
stärker individuell zu 
fördern und dadurch 
mehr gesellschaftliche 
Chancengerechtigkeit 
zu erreichen. Die Lan-
desregierung hat sich 
zum Ziel gesetzt, die 
Ganztagsschule quanti-
tativ und qualitativ aus-
zuweiten.  hab

Welches Modell 
gewählt wird, 

entscheidet der 
Schulstandort 
selbst.
Susanne Eisenmann (CDU) 
Kultusministerin

BLICK MAL ZURÜCK

Als das Technische Gymnasium neu war
Zwei neue Schultypen in 
 Baden-Württemberg“ meldet die 
SÜDWEST PRESSE am 18. Mai 1966: 
Technische und frauenberufliche 
Gymnasien sollen entstehen. Das Kul-
tusministerium will so „naturwissen-
schaftlich-technisch interessierten 
und begabten jungen Menschen den 
Weg zu den entsprechenden Hoch-
schulen freimachen“, das frauenbe-
rufliche Gymnasium solle Mädchen, 
die einen hauswirtschaftlichen  oder 
pflegerischen Beruf  ergreifen wollen, 
die Möglichkeit zur Hochschulreife 
bieten. 50 Jahre später ist das Ange-
bot mit 225 beruflichen Gymnasien 

flächendeckend. Jedes dritte Abi wird 
inzwischen am beruflichen Gymnasi-
um erworben. „Ein Erfolgsmodell“, 
sagte Kultusministerin Susanne Ei-
senmann (CDU) zum Jubiläum. Und 
ein „Paradebeispiel für die Durchläs-
sigkeit“ im Bildungswesen. In neun 
Schuljahren, statt der acht am allge-
meinbildenden Gymnasium, lernt man 
heute auf dem Technischen Gymnasi-
um, dem Wirtschaftsgymnasium, dem 
Sozial- und Gesundheitswissen-
schaftlichem, Ernährungswissen-
schaftlichem, Biotechnologischen und 
agrarwissenschaftlichem Gymnasium 
für die Hochschulreife.  aw

Aras kritisiert
AfD-Beitrag

Stuttgart. Landtagspräsidentin
Muhterem Aras (Grüne) hat ei-
nen Beitrag des AfD-Abgeordne-
te Rainer Podeswa in der Plenar-
debatte vom 11. Mai nachträglich 
schriftlich missbilligt. Podeswa 
hatte zur Veranschaulichung der 
seiner Meinung nach unwirksa-
men Mittel gegen den Klimawan-
del auf das Mittelalter-Buch „Der
Hexenhammer“ verwiesen, das
als Lösung der damaligen Klima-
probleme die Verbrennung von
Frauen propagiert hatte. „Mit die-
sem Vergleich haben Sie meiner
Meinung nach jede Grenze des
guten Geschmacks überschrit-
ten“, heißt es in Aras’ Schreiben 
an Podeswa. Und: „Ich bitte Sie,
in Zukunft mit Ihren Äußerungen 
die Würde des Hauses besser zu 
achten.“ Podeswa hatte im Nach-
gang erklärt, sein Beitrag sei „iro-
nisch“ gemeint gewesen. „Ihr Ver-
gleich diente nur der massiven 
Provokation“, findet Aras. rol

Landtag Präsidentin sauer 

über Vergleich mit  dem 

Buch „Der Hexenhammer“. 

Sitzmann für 
Abbau von 
Schulden

Stuttgart. Finanzministerin Edith 
Sitzmann (Grüne) will die wach-
senden Steuereinnahmen für ei-
nen Einstieg des Landes in den 
Schuldenabbau nutzen. Der Ab-
bau des Sanierungsstaus bleibe 
weiter Priorität. „Wir sollten aber 
auch beginnen, die Kreditmarkt-
schulden zurückzuzahlen. In ei-
nem ersten Schritt mindestens 
200 Millionen Euro zu tilgen, 
wäre ein guter Einstieg“, teilte 
Sitzmann mit.  Der Schuldenstand 
des Landes summiert sich auf 46,3 
Milliarden Euro, 2017 verzichtet 
Grün-Schwarz auf neue Kredite.

Die Vorsitzenden der beiden 
Regierungsfraktionen, Andreas 
Schwarz (Grüne) und Wolfgang 
Reinhart (CDU), äußerten sich 
zurückhaltender. Neben dem Ab-
bau des Sanierungsstaus könne 
Schuldentilgung einen Beitrag 
zur Entlastung nachfolgender Ge-
nerationen leisten, teilten sie mit. 
Zugleich markierten sie ihre 
Haushaltsrechte: Es sei „Königs-
recht des Parlaments“, über die 
Verwendung der Mehreinnahmen 
zu beraten und zu entscheiden.

Auch Kommunen pro�tieren

Auslöser der Debatte sind die 
Auswirkungen der Mai-Steuer-
schätzung auf den Südwesten: 
Danach kann das Land 2017 mit 
512 Millionen Euro zusätzlich 
rechnen, für 2018 ergeben sich 
Mehreinnahmen von 510 und für 
2019 von 475 Millionen Euro. 
Noch deutlicher fällt das Ein-
nahmeplus für die Kommunen 
aus. Im Vergleich zur Steuer-
schätzung vom November 2016 
können die Städte und Gemein-
den im Südwesten 2017 mit Mehr-
einnahmen von 520 Millionen 
Euro rechnen. Für 2018 gehen die 
Experten von 620 Millionen Euro 
zusätzlich aus, für 2019 sogar von 
770 Millionen Euro. Dazu kom-
men zusätzliche Mittel aus den 
neu aufgelegten kommunalen Sa-
nierungsfonds, die das Land den 
Kommunen zur Verfügung stellt.

Die Zahlen wecken Begehrlich-
keiten in Ministerien, die weite-
res Personal einstellen wollen. 
Sitzmann sagte, das Steuerplus 
müsse gemäß Haushaltsordnung 
nahezu komplett zur Tilgung von 
Schulden genutzt werden – seien 
es „implizite Schulden“ wie Sa-
nierungsstaus bei Gebäuden, 
Straßen und Brücken oder seien 
es Kreditmarktschulden. Die Ko-
alition hatte die Haushaltsord-
nung erst jüngst so geändert, dass 
Sanierungen als Schuldenabbau 
gewertet werden.

SPD-Fraktionschef Andreas 
Stoch und sein Finanzexperte Pe-
ter Hofelich warfen Sitzmann vor, 
Sparnotwendigkeiten nur zu in-
szenieren: Die Streichung von 
Lehrerstellen und die Einführung 
von Studiengebühren für Nicht-
EU-Bürger passe nicht zum „war-
men Geldregen“. FDP-Finanzex-
perte Gerhard Aden sagte, der 
Einstieg in die Tilgung sei „nur 
ein kleiner Schritt in die richtige 
Richtung“.  Roland Muschel

Finanzen Mehreinnahmen 

für das Land und seine 

Kommunen in 

Milliardenhöhe lösen 

Debatte aus.

Die Stadt Künzelsau, Heimat des Astronauten Alexander Gerst, hat einen 
Wettbewerb gestartet, welchen ortstypischen Gegenstand Gerst 2018 mit ins All 
nehmen soll. Bis 16. Juni können Vorschläge eingereicht werden.  Foto: dpa
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